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Urs Stauffer ergänzte den in der ZV Info Juli/August 2021
publizierten Jahresbericht an der Delegiertenversammlung vom
18.  August  2021  auf  dem  Pilatus  mit  seinen  nachfolgenden
mündlichen Ausführungen.

In den vergangenen eineinhalb Jahren erfuhr die Arbeitswelt,
ausgelöst  durch  die  Corona-Pandemie,  wohl  die  grössten
Veränderungen seit Jahrzehnten. Diese Veränderungen führten im
öffentlichen Sektor zu grossen Verunsicherungen seitens der
Arbeitnehmenden und Arbeitgebenden.

Schnell  wurde  klar,  welch  bedeutende  Aufgabe  die
Personalorganisationen,  aber  auch  der  Zentralverband
Öffentliches  Personal  Schweiz  einnehmen.  Die
Mitgliedsorganisationen  und  das  öffentliche  Personal  im
Allgemeinen  können  auf  unsere  Beratung  und  Unterstützung
zählen.

Homeoffice
Ausgelöst  durch  die  Covid-19-Pandemie  wurden  Tausende
Verwaltungsarbeitsplätze vom Verwaltungsgebäude ins Homeoffice
verlagert.  Innert  kürzester  Zeit  wurde  umgesetzt,  was
normalerweise Monate in Anspruch genommen hätte. Obschon sich
diese Verlagerung seit einigen Jahren abgezeichnet hat, wurden
wir  alle  überrascht,  wie  schnell  diese  Umstellung
schlussendlich vollzogen werden musste. Es ist deshalb nicht
überraschend,  dass  viele  Verwaltungen  ihre  Mitarbeitenden
völlig  unvorbereitet  und  technisch  unzureichend  ausgerüstet
ins Homeoffice entsandten.

Arbeitsrechtlich war das wenigste geregelt. Dies führte dazu,
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dass unser Verband mit unzähligen Fragen konfrontiert wurde.
Sei dies betreffend Arbeitszeit, Arbeitsplatz, Arbeitsmittel,
Überstunden, Minusstunden, Ferienbezug oder Kündigung.

Die  Flexibilisierung  von  Arbeitsort  und  Arbeitszeit  stellt
nicht nur die öffentlichen Arbeitgeber, sondern auch unsere
Personalverbände vor grosse Herausforderungen. Stehen wir nun
heute  vor  einer  neuen  Normalität  –  vor  der  Normalität
Homeoffice  –  oder  werden  wir  erneut  ins  Büro  zitiert?

In den letzten Wochen ist klar geworden, dass es eine neue
Normalität geben wird. Die Normalität vor der Pandemie wird
durch  die  Erfahrungen  während  der  Pandemie  ergänzt  und
erneuert.
Öffentliches Personal Schweiz stellt sich auf den Standpunkt,
das Gute nehmen wir mit in die Zukunft und vom Schlechten
verabschieden  wir  uns  so  schnell  wie  möglich.  Wir  werden
unsere  Mitgliedsorganisationen  auf  dem  Weg  in  diese  neue
Normalität gerne beraten und begleiten.

In  diversen  Verwaltungsbereichen  hat  sich  Homeoffice  zwar
bestens etabliert und ist nicht mehr wegzudenken, dennoch hat
sich nach über eineinhalb Jahren die Erkenntnis durchgesetzt,
dass  ein  Bildschirm  den  direkten  sozialen  Kontakt  nie  zu
ersetzen  vermag.  Eine  Debatte  am  Sitzungstisch  hat  einen
wesentlich höheren Output als Monologe an Teams- oder Zoom-
Meetings.

Zudem  schützt  die  physische  Präsenz  auch  vor  sozialer
Isolation.  Welche  mentalen  Auswirkungen  diese  soziale
Isolation  auf  die  Mitarbeitenden  im  öffentlichen  Dienst
hatten, gilt es noch genau zu analysieren. Es ist deshalb
besonders wichtig, einen guten Mix zwischen Homeoffice und
physischer Präsenz zu finden.

Wir fordern, dass die Personalorganisationen bei der Umsetzung
von  Homeoffice  von  Anfang  an  mit  einbezogen  werden.  Die
Unterstützung unserer Verbände rund ums Thema Homeoffice wird



in  nächster  Zeit  einer  der  Arbeitsschwerpunkte  von
Öffentliches  Personal  Schweiz  sein.

Allerdings dürfen wir nicht vergessen, dass ein Grossteil des
Service public draussen oder am Arbeitsplatz ausgeübt werden
muss.

Fachbereiche, die ihren Arbeitsplatz nie nach Hause verlegen
können,  sind  beispielsweise  das  Gesundheitswesen,  die
Sozialdienste, das Müllwesen, die Strassenreinigungsdienste,
der  Strassenunterhalt,  die  Schneeräumungsdienste,
Notfalldienste und alle Bereiche, wo der direkte Kontakt zum
Publikum unumgänglich ist.

Sie  waren  während  der  Pandemie  erhöhten  Ansteckungsrisiken
ausgesetzt. Insbesondere in den Anfängen der Pandemie wurden
sie nur ungenügend geschützt. Ihnen gebührt an dieser Stelle
ein grosses Dankeschön!

Finanzen
Im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie bereitet uns ein sehr
bedeutender  Negativeffekt  grosse  Sorgen.  Schweizer  Kantone,
Städte und Gemeinden gehen für die Jahre 2020 und 2021 von
deutlich  sinkenden  Steuereinnahmen  aus.  Diese  Einschätzung
gilt sowohl für juristische als auch natürliche Personen.

Ein  weiteres  Element,  ohne  Bezug  zu  Corona,  belastet  die
Finanzen der öffentlichen Haushalte zusätzlich: Die Umsetzung
der Steuerreform und AHV-Finanzierung (STAF), die am 1. Januar
2020 in Kraft getreten ist.

Wie eine Studie von Price Waterhouse Coopers zeigt, rechnet
man  im  gesamtschweizerischen  Durchschnitt  im  Rahmen  des
Bemessungsvergleichs 2019 zu 2020 mit einer STAF-Einbusse von
mindestens rund 14% und 2020 zu 2021 nochmals mit ca. 10%, bei
grosser Unternehmensdichte kann es deutlich mehr sein.

Öffentliches Personal Schweiz hat sich immer kritisch zu den



durch  die  STAF  entstehenden  Steuerausfälle  geäussert.  Nun
kommen  ab  dem  Rechnungsjahr  2021  auch  noch  die  Covid-19
bedingten Auswirkungen zum Tragen:

Gastronomie  und  der  Tourismus,  auf  den  die  Schweiz
angewiesen ist, kamen vollständig zum Erliegen.
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer waren in monatelanger
Kurzarbeit oder sogar zu 100% arbeitslos.
Covid-Härtefallregelungen  von  Bund,  Kantonen  und
Gemeinden, welche vor allem auf kommunaler Stufe nur
durch die Aufnahme von Fremdkapital finanziert werden
konnten.
Diese  öffentlichen  Haushalte  werden  in  Zukunft  von
Rückzahlungen und Zinsen belastet.
Die Corona-Pandemie wird bei den Unternehmen zu massiv
schlechteren Gewinnzahlen oder Verlusten führen und bei
Bürgerinnen und Bürgern zu Einkommensausfällen.

Dies bedeutet, dass die Steuereinnahmen in den Jahren 2021 –
2023 deutlich sinken werden und die öffentlichen Haushalte
finanziell stark belastet sind:

Es wird Geld für die Finanzierung von öffentlichen
Dienstleistungen fehlen.
Es  kann  davon  ausgegangen  werden,  dass  die
kommunale Ebene am härtesten davon betroffen sein
wird.

Was bedeutet dies für die Sozialpartnerschaft im
öffentlichen Sektor?
Es bedeutet mit grosser Wahrscheinlichkeit die Rückkehr zur
Realität.

Lob, das in den Anfängen der Pandemie dem öffentlichen Sektor
aufgrund der zugunsten von Bürgerinnen und Bürgern erbrachten
hilfreichen  Dienstleistungen  entgegengebracht  wurde,  das
Klatschen für den Gesundheitssektor, sind verstummt.



Aufgrund  der  zu  erwartenden  negativen  Rechnungsabschlüsse
werden bereits Forderungen nach Sparmassnahmen laut.

Wir haben Kenntnis, dass in einigen Städten und Gemeinden
Steuererhöhungen  geplant  und  Sparpakete  vorbereitet  werden.
Auch Personalabbau ist wieder zum Thema geworden.

Sozialpartnerschaft
All  dies  für  dazu,  dass  die  Sozialpartnerschaft  in  den
kommenden Jahren auf eine äusserst harte Probe gestellt wird.

Dass sich die Personalverbände in solch schwierigen Zeiten im
Rahmen  der  konsensorientierten  Sozialpartnerschaft  mit
Forderungen zurückhalten, ist klar und auch vernünftig.

Sparmassnahmen am Personal durch die öffentlichen Arbeitgeber,
im Speziellen lineares Sparen, lehnen wir jedoch mit aller
Deutlichkeit ab.

Der öffentliche Dienst hat während der Pandemie
grossartiges geleistet. Auf ihn ist Verlass.
Er ist in schwierigen Zeiten ein solides Fundament und erfüllt
dank den engagierten Mitarbeitenden seine Aufgaben zugunsten
des Gemeinwohls, in hervorragender Art und Weise.

Wir  sind  überzeugt,  dass  der  öffentliche  Dienst  und  die
Personalverbände gestärkt aus der Pandemie hervorgehen werden.

Um  diesen  Stärkungseffekt  auch  nutzen  zu  und  ausbauen  zu
können,  wird  Öffentliches  Personal  Schweiz  versuchen,  neue
Personalorganisationen an Bord zu holen, ihnen beispielweise
bei der Gründung behilflich sein und sie bei administrativen
Aufgaben  entlasten.  Zusätzlich  werden  wir  unser
Dienstleistungsangebot  ausbauen.

Fazit
Die Pandemie hat uns gezeigt, wie wichtig es ist, an allen
nationalen Fronten des Service Public präsent und durch die



CESI europäisch vernetzt zu sein.

Die Einflussnahme auf Entwicklungen die für den öffentlichen
Dienst gut oder auch schädlich sein können, ist nur durch ein
starkes Engagement an diversen Fronten möglich.

Dabei  werden  die  sozialen  Medien  bei  uns  in  Zukunft  eine
wichtige Rolle einnehmen.
Verhandlungs- und Durchsetzungskraft erreichen wir nur, wenn
wir  uns  in  kantonalen  und  kommunalen  Solidargemeinschaften
organisieren und uns schweizerisch und europäisch engagieren.

Dies  wird  aber  nur  gelingen,  wenn  wir  bei  Öffentliches
Personal  Schweiz  und  unseren  Mitgliedsorganisationen  die
notwendigen Personalressourcen abdecken können.

Unser volles Engagement zugunsten der öffentlich Bediensteten
an  allen  Fronten  des  Service  Public,  für  eine
Sozialpartnerschaft  und  damit  für  den  Arbeitsfrieden  im
öffentlichen  Sektor,  ist  auch  in  Zukunft  von  grosser
Bedeutung.

Urs Stauffer
Präsident Öffentliches Personal Schweiz


